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Diese digitalen Services bietet
Bad Oeynhausen an

In puncto digitale Behörden schneidet Deutschland im EU-Vergleich schlecht ab. Auch in der Kurstadt muss
noch viel passieren, bis die Verwaltung völlig digitalisiert ist. Dennoch gibt es Angebote.

Wiebke Wellnitz

¥ Bad Oeynhausen. Die Di-
gitalisierung entscheidet maß-
geblich über die Entwicklungs-
perspektiven und die Attrak-
tivität von Kommunen. Digi-
tale Infrastruktur und digitale
Services sorgen für mehr Le-
bensqualität der Bürger, so be-
schreiben es die Autoren von
SmartCountry, einem Projekt
derBertelsmann-Stiftung.Und
gerade in Zeiten der Pande-
mie, in denen Abstand gefragt
ist, sind digitale Behördengän-
ge wichtiger denn je. Europäi-
scher Vorreiter in dieser Hin-
sicht ist Estland: Hier läuft fast
jeder Kontakt mit dem Staat di-
gital ab, vom Wählen über die
Steuererklärung bis zum Park-
ticket-Kauf. Auch die Stadt Bad
Oeynhausen verständigte sich
im Herbst 2019 auf ihre „E-Go-
vernment-Strategie“, zu
deutsch etwa: digitale-Verwal-
tungs-Strategie. Doch was ist
seitdem eigentlich passiert?

Mit der „E-Government-
Strategie“ verfolgt die Verwal-
tung das Ziel, dass Bürger zeit-
und ortsunabhängig mit der
Stadt kommunizieren kön-
nen. Zudem sollen interne Ver-
waltungsabläufe optimiert
werden. Und das alles in fünf

Jahren, Abschluss in 2024, so
lautet das Ziel des Strategie-
papiers. Doch das ist eigent-
lich zu spät. Denn das „On-
linezugangsgesetz“ verpflich-
tet Bund und Länder, dass Ver-
waltungsleistungen bis zum 31.
Dezember 2022 auch elektro-
nisch über Verwaltungsporta-
le angeboten werden müssen.
„Auch wenn der Strategieplan
länger ausgelegt ist, werden wir
den Großteil aller Leistungen
nach jetzigem Stand bis Ende
2022 auch fertig haben“, be-
tont Volker Müller-Ulrich,
Pressesprecher der Stadt. Sank-
tionen bei Nichteinhaltung des
Gesetzes seien nicht bekannt.
Dennoch sei das Gesetz schon
seit der Erstellung der E-Go-
vernment-Strategie ein großer
Ansporn, die Digitalisierung
voranzutreiben.

Diese Services gibt es
bereits

Auch wenn bis Ende 2022
nicht die gesamte Verwaltung
digitalisiert sein wird, gibt es
bereits jetzt Services, die den
Bürgern digital zur Verfügung
stehen: der Kauf von Theater-
tickets, die Errechnung der El-
ternbeiträge für die Kitas, die

Urkundenanforderung beim
Standesamt, die Voranmel-
dung zur Eheschließung, alles
rund um die Mülltonne, der
Briefwahlantrag, das Fundbü-
ro, die Gewerbeanmeldung,
das Rats- und Geoinforma-
tionssystem sowie die virtuelle
Poststelle für die sichere und
verschlüsselte Kommunika-
tion mit der Stadt und die elek-
tronische Akte.

Allerdings ist die elektroni-
sche Akte noch nicht flächen-
deckend in der gesamten Ver-
waltung eingeführt, derzeit
wird sie im Bereich „Finan-
zen“ und „Elternbeiträge“ ein-
gesetzt, so Volker Müller-Ul-
rich, Pressesprecher der Stadt.
Mit der elektronischen Akte
sollen langfristig alle Bereich
durch die digitale Ablaufsteue-
rung vom Posteingang, über
die Verwaltung bis hin zur ge-
setzeskonformen Aufbewah-
rung neu organisiert werden
und zu einer Ablösung der
Papierprozesse führen, so Mül-
ler-Ulrich weiter.

Bad Oeynhausen im
Vergleich

Projekte für dieses Jahr sind
derAusbauderE-Akte,dieEin-

richtung eines Serviceportals,
ein Bewerbermanagementsys-
tem und die digitale Musik-
schulverwaltung. Langfristige
Projekte sind darüber hinaus
beispielsweise der digitale Bau-
antrag und ein digitales Bau-
stellenmanagement.

Minden ist schon etwas wei-
ter fortgeschritten: Zwar ist die
Stadt ebenfalls noch längst
nicht vollkommen digitali-
siert, dennoch bietet sie be-
reits weitere wichtige Services:
Zum einen stellt Minden
„Open Data“ zur Verfügung,
sprich öffentlich zugängliche
Datensätze, die beispielsweise
Informationen zur Einwoh-
nerstatistik, zur Emission von
Gebäuden oder auch Her-
kunftsländern der Bevölke-
rung Auskunft geben. Damit
kommt Minden dem An-
spruchnachTransparenznach.
Zum anderen existieren be-
reits Services im Bereich Pass-
wesen, Freizeitgestaltung so-
wie Bauen. Allerdings ist auch
hier der digitale Bauantrag
noch Zukunftsmusik: Im Kreis
Minden-Lübbecke können
diesen Service bislang ledig-
lich die Städte Preußisch Ol-
dendorf und Rahden sowie die
Gemeinden Hille, Hüllhorst
und Stemwede aufgrund von

Zuständigkeiten in der Bau-
aufsicht nutzen. Zum Ver-
gleich: Im Kreis Gütersloh wird
dieses Verfahren bereits seit
über zehn Jahren praktiziert.
Allerdings hat auch Gütersloh
noch viel Digitalisierungs-
arbeit vor sich. Im „Smart Ci-
ty Index“ landet die Stadt in
puncto digitalisierter Verwal-
tung auf Platz 63 von den ins-
gesamt 81 untersuchten Städ-
ten mit mindestens 100.000
Einwohnern.

Deutschland im EU-
Vergleich

All diese Beispiele zeigen: Es
ist noch viel zu tun auf dem
Weg zur vollkommen digita-
len Behörde. Das zeigen auch
deutschlandweite Trends. Wie
weit die Entwicklung fortge-
schritten ist, beziffert der In-
dex für die digitale Wirtschaft
und Gesellschaft, den die EU-
Kommission jährlich berech-
net. Demzufolge befindet sich
Deutschland insgesamt knapp
über dem EU-Durchschnitt, in
puncto digitale Behördengän-
ge hinkt die Bundesrepublik al-
lerdings hinterher: Platz 21 von
28, das klingt nach viel Luft
nach oben.

Bis Ende 2022 sollen Behördengänge deutschlandweit auch digital möglich sein – und die Papierverwaltung bald ein Relikt aus der Vergangenheit. FOTO: PIXABAY (SYMBOLBILD)

SPD spendet 700 Euro an
die Bahnhofsmission
Betrag wurde vor zwei Jahren bei einem

Bürgerempfang gesammelt

Elke Niedringhaus-Haasper

¥ Bad Oeynhausen. Dass die
Bahnhofsmission in Bad Oeyn-
hausen „eine gute Arbeit
macht“, steht für Olaf Win-
kelmann außer Frage. Vom
Stand der Dinge konnte sich
der Fraktionsvorsitzende der
Sozialdemokraten jetzt selbst
ein Bild machen. Im Gepäck
hatte Olaf Winkelmann einen
großformatigen symbolischen
Scheck: 700 Euro spendet die
SPD der Bahnhofsmission. Zu-
sammengekommen ist der Be-
trag bei einer Tellersammlung
zum Bürgerempfang der Par-
tei vor zwei Jahren.

Dass das Geld in der carita-
tiven Einrichtung gut angelegt
ist, steht auch für Fraktions-
geschäftsführer Ralf Jaworek
außer Frage. „Hier geht es um
Menschen, die aus der Spur ge-
raten sind“, sagt der Sozialde-
mokrat. Über die Spende, die
in die neue Einrichtung im um-
gebauten Bahnhof fließt, freu-

en sich Kerstin Hensel, Vor-
stand im Diakonischen Werk
und Janina Vogelsang-Häss-
ler, die hauptamtliche Mit-
arbeiterin der Bahnhofsmis-
sion.

Die ist „bis auf ein paar klei-
ne Handgriffe“, wie Kerstin
Hensel sagt, auch schon kom-
plett eingerichtet. Sobald die
Corona-Schutzverordnungen
das zulassen, sollen dort auch
wieder Gäste betreut werden.
„Wir möchten so schnell wie
möglich anfangen“, bestätigt
auch Janina Vogelsang-Häss-
ler.

Im letzten Jahr gab es be-
dingt durch die Pandemie bei
den Sozialdemokraten keine
Spendensammlung. Aber für
diesen Herbst ist Olaf Win-
kelmann optimistisch: „Dann
möchten wir die Gründung des
SPD-Stadtverbands vor 50 Jah-
ren feiern. Und dabei auch den
Teller wieder herumgehen las-
sen, mit dem wir Spenden sam-
meln“.

„Rettungsschirme sind geeignete Sofortmaßnahmen“
HDZ hat wegen Corona-Pandemie Planungsziel für 2020 nicht erreicht.

Geschäftsführerin Karin Overlack ist aber dankbar, dass Krankenhäuser besser als andere Branchen durch die Krise kommen.
Heidi Froreich

¥ Bad Oeynhausen (fro). Auf
akute Finanzprobleme durch
eine nicht ausreichende Unter-
stützung durch die Bundesre-
gierung haben unter anderem
das Mathilden-Hospital Her-
ford, das Klinikum Bielefeld
und das Sankt Elisabeth Hos-
pital Gütersloh hingewiesen.
„Die finanzielleSchieflagekön-
ne schnell bedrohlich wer-
den“, heißt es in einem Schrei-
ben, das von den Geschäfts-
führungen aus acht Kranken-
häusern in Ostwestfalen-Lip-
pe und dem Münsterland ver-
fasst wurde (die NW berichte-
te).

Karin Overlack, Geschäfts-

führerin des Herz- und Dia-
beteszentrums, gehört nicht zu
den Unterzeichnern. Sie sieht
in den Rettungsschirmen
durchaus positive Aspekte –
zumindest für ihr Haus.

Mit den Rettungsschirmen
I und II hat die Bundesregie-
rung auf die enormen Belas-
tungen, die auf die Kranken-
häuser zugekommen sind, re-
agiert. Grundlage für die Aus-
gleichsregelungen bildeten da-
bei zu einem großen Teil die je-
weiligen im Durchschnitt be-
legten Betten der Häuser aus
2019. Zwischen dem 16. März
und dem 12. Juli erhielten alle
Krankenhäuser eine Freihalte-
pauschale von 560 Euro je zu-
sätzlichem freien Bett und Tag.

Zwischen dem 13. Juli und dem
30. September wurde die Frei-
haltepauschale in fünf Grup-
pen zwischen360 Euro und 760
Euro gestaffelt – je nach Höhe
der Vorhaltekosten des jewei-
ligen Krankenhauses. Vom
Rettungsschirm II profitierten
nur Krankenhäuser, die in Re-
gionen mit hohem Infektions-
geschehen liegen.

1.500 Patienten von
März bis Juni weniger
behandelt

Auch wenn diese Hilfen je
nach Ausrichtung und Diszi-
plinen der Krankenhäuser
nicht immer ganz gerecht zu-

gemessen werden konnten,
sagt Karin Overlack, so seien
sie doch als geeignete Sofort-
maßnahmen anzuerkennen,
um den durch die Pandemie
notwendig gewordenen Um-
gestaltungen in der Kranken-
hausfinanzierung einigerma-
ßen Rechnung zu tragen. So
hätten die Krankenhäuser die
Versorgung der Bevölkerung
sicherstellen können, wäh-
rend zahlreiche Einrichtungen
anderer Branchen in der Pan-
demiekrisenzeit an ihre Exis-
tenzgrenzen geraten seien.

Auch am HDZ NRW habe
man die Planungsziele für das
Jahr 2020 nicht erreicht. Im
Zeitraum März bis Juni seien
etwa 1.500 Patienten weniger

als vorgesehen versorgt wor-
den, weil die Krankenhäuser
angewiesen waren, weniger

Operationen durchzuführen.
AngesichtseinerabsolutenKri-
sensituation, die sich zudem
wöchentlich ändere, sei je-
doch nicht zu erwarten, dass
Rettungsschirme hier eine ma-
ximale Planungssicherheit
schaffen können.

„Am Herz- und Diabetes-
zentrum sind wir auch mit
Blick auf die klinische Versor-
gung in europäischen Nach-
barländern demütig, bislang
angesichts einer solchen Be-
drohung, sowohl die Versor-
gung schwerkrankerHerz- und
Diabetespatienten als auch zu-
sätzlich schwerstbetroffener
Covid-Patienten zu jedem
Zeitpunkt sichergestellt zu ha-
ben“, betont die HDZ-Ge-

schäftsführerin.
Trotzdem müsse die Situa-

tion sicherlich Krankenhaus-
individuell beurteilt werden
und neben Häusern, die fi-
nanziell massiv von der Krise
profitiert hätten, gebe es ge-
wiss auch viele, bei denen die
Finanzdecke jetzt empfindlich
dünn werde.

„Wir sind von den Unter-
zeichnern der Erklärung nicht
gefragt worden“, nennt Ra-
mona Schulze, stellvertreten-
de Pressesprecherin der Müh-
lenkreiskliniken als Grund da-
für, dass eine Unterschrift aus
Minden fehlt. Weitere Aus-
künfte zur Finanzlage der
Mühlenkreiskliniken gibt es
nicht.

Karin Overlack, Geschäftsführe-
rin HDZ NRW. FOTO: HDZ

Der SPD-Stadtverbandsvorsitzende Ralf Jaworek (l.) und der SPD-
Fraktionsvorsitzende Olaf Winkelmann übergeben den symbolischen
Scheck an Kerstin Hensel, Vorstand im Diakonischen Werk (l.) und Ja-
nina Vogelsang-Hässler, die Leiterin der Bahnhofsmission.
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Polizei „rettet“ Kinderfahrrad
ausMittellandkanal

¥ Kreis Minden-Lübbecke
(mt/ps). Für Sicherheit sor-
gen, Verbrecher festnehmen,
Tatorte aufnehmen – das und
vieles mehr sind Aufgaben der
Polizei an Land und auf dem
Wasser. Besonders gerne „zau-
bern“ die Ordnungshüter je-
doch vor allem Kindern ein La-
chen ins Gesicht, wie die Poli-

zei Minden es formuliert. Ganz
zur Freude einer Vierjährigen,
die ihr verloren geglaubtes
Fahrrad zurückbekam.

Die Wasserschützer der
Polizei Duisburg waren Diens-
tagnachmittag gegen 15 Uhr
auf dem Mittellandkanal in
Minden im Einsatz, als das
Prinzessin-Lillifee-Fahrrad der
Vierjährigen bei einer Pause in
den Kanal gefallen und unter-
gegangen war. Ohne mit der
Wimper zu zucken, suchte die
Streifenbootbesatzung mit
einem Haken den Kanalgrund
ab. Sie fand das rosafarbene
Kinderfahrrad und zog es aus
dem Wasser. Das glückliche
Mädchen versprach, den Poli-
zisten als Dankeschön ein Bild
zu malen.

Diese Kinderrad hat die Was-
serschutzpolizei aus dem Mittel-
landkanal gezogen. FOTO: POLIZEI


